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1	�Zusammenwirken von 
Bund und Ländern

Um die Leistungsfähigkeit der deutschen Wissenschaftslandschaft sowohl in der exzellenten Spitzenforschung 
als auch in der Breite zu verbessern, wirken Bund und Länder bei der Förderung von Wissenschaft und Forschung 
zusammen. Ihre Kooperationsmöglichkeiten und die gemeinsamen Förderaktivitäten von Bund und Ländern im 
Wissenschaftsbereich sind in den letzten Jahren erheblich ausgeweitet worden.

Die Zuständigkeit für die Förderung von Wissenschaft 
und Forschung ist im föderalen System auf Bund und 
Länder verteilt. So verfügt der Bund beispielsweise 
über Gesetzgebungskompetenzen auf dem Gebiet der 
Forschungsförderung und der Ausbildungsbeihilfen 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 13 GG). Der Hochschulbereich liegt 
hingegen grundsätzlich im Verantwortungsbereich 
der Länder (Art. 30, 70 GG).

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe nach Art. 91b 
Abs. 1 GG können Bund und Länder aufgrund von 
Vereinbarungen in Fällen überregionaler Bedeutung 
bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung und 
Lehre kooperieren. Auf Bundes- und auf Landesebene 
sind dazu nicht nur die Forschungs- und Wissen-
schaftsministerien, sondern auch weitere Ressorts 
aktiv (z. B. Wirtschaft, Ernährung, Landwirtschaft, 
Umwelt, Verkehr und Gesundheit).

Bund und Ländern stehen bei der gemeinsamen Wis-
senschafts- und Forschungsförderung zwei koordi-
nierende bzw. beratende Gremien zur Verfügung: die 
Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) und der 
Wissenschaftsrat (WR).

Grundlagen der Zusammenarbeit

Das Grundgesetz sowie die einzelnen Landesverfassun-
gen bilden das rechtliche Fundament der staatlichen 
Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre 
in Deutschland. Die zentrale verfassungsrechtliche 
Bestimmung für die Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern auf diesem Gebiet ist die in Art. 91b Abs. 1 GG 
geregelte Gemeinschaftsaufgabe. Sie erlaubt Bund 
und Ländern aufgrund von Vereinbarungen in Fällen 
überregionaler Bedeutung bei der Förderung von 
Wissenschaft, Forschung und Lehre zu kooperieren. 
Die „überregionale Bedeutung“ setzt voraus, dass 
der Fördergegenstand Ausstrahlungskraft über das 
jeweilige Land hinaus besitzt und im nationalen oder 
internationalen Kontext von Bedeutung ist.

Diese Verfassungsnorm ermöglicht es Bund und 
Ländern, u. a. bei der institutionellen Förderung 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen zusam-
menzuwirken und Hochschulen, einzelne Institute oder 
Institutsverbünde langfristig zu fördern. Die Zuständig-
keit für das Hochschulwesen bleibt bei den Ländern. Die 
Länder setzen darüber hinaus eigene Schwerpunkte in 
der FuI-Politik (siehe auch Infobox: Weitere Informatio-
nen zur Forschungs- und Innovationspolitik der Länder).
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Der Bund kann Hochschulen auch in Form von the-
matisch und zeitlich begrenzten Projekten unterstüt-
zen. Er hat darüber hinaus Finanzierungskompeten-
zen insbesondere für Vorhaben der wissenschaftlichen 
Großforschung (z. B. Luftfahrt-, Weltraum-, Meeres-, 
Kernforschung), Forschungsbauten und Großgeräte 
sowie für Projekte der internationalen Forschungsein-
richtungen. 

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz 
und Wissenschaftsrat 

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) bildet 
das zentrale Gremium zur Koordinierung der gemein-
samen Wissenschafts- und Forschungsförderung von 
Bund und Ländern. Eine wichtige Funktion nimmt zu-
dem der überwiegend beratend tätige Wissenschaftsrat 
(WR) ein. Dieser evaluiert die FuE-Einrichtungen von 
Bund und Ländern regelmäßig und berät zu Strukturen 
und Fragen des Wissenschaftssystems. 

Die GWK behandelt alle den Bund und die Länder 
gemeinsam berührenden Fragen der Forschungsför-
derung, der wissenschafts- und forschungspolitischen 

Strategien und des Wissenschaftssystems. Sie bietet ein 
Forum für den Austausch und die Koordinierung der 
gemeinsamen Wissenschaftsförderung und bildet das 
Gremium, in dem Bund und Länder ihre Maßnahmen 
abstimmen. Hier wird insbesondere über gemeinsame 
Fördermaßnahmen auf Grundlage von Art. 91b GG 
entschieden. In der GWK ist die Bundesregierung mit 16 
Stimmen vertreten, die einheitlich abgegeben werden; 
die Vertreterinnen respektive Vertreter der Landesregie-
rungen haben je eine Stimme. Die Mitglieder der GWK 
streben unter Wahrung ihrer jeweiligen Kompetenzen 
eine enge Koordination auf dem Gebiet der nationalen, 
europäischen und internationalen Wissenschafts- und 
Forschungspolitik an. Sie wirken in Fällen überregio-
naler Bedeutung bei der Förderung von Wissenschaft, 
Forschung und Lehre zusammen und unterrichten sich 
gegenseitig über wesentliche eigene Planungen und 
Entscheidungen, die nicht Gegenstand gemeinsamer 
Förderung sind. 

Der Wissenschaftsrat (WR) berät die Bundesregierung 
und die Regierungen der Länder in Fragen der inhalt-
lichen und strukturellen Entwicklung sowohl der 
Hochschulen als auch der Wissenschaft und Forschung. 
Aufgrund seiner Zusammensetzung ermöglicht der WR 
einen kontinuierlichen Dialog zwischen Wissenschaft 
und Politik. Er setzt sich aus Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens sowie Vertreterinnen und Vertretern von Bund 
und Ländern zusammen. Er wurde 1957 von der Bun-
desregierung und den Regierungen der Länder gegrün-
det und wird gemeinsam durch sie getragen. Aufgabe 
des WR ist es, im Rahmen von Arbeitsprogrammen 
übergreifende Empfehlungen zur Entwicklung der Wis-
senschaft, der Forschung und des Hochschulbereichs 
zu erarbeiten und dazu beizutragen, die Qualität der 
Wissenschaft in Deutschland auch im internationalen 
Vergleich zu steigern. Das Arbeitsprogramm des WR 
wird jeweils im Januar und Juli aktualisiert und von 
der Vollversammlung verabschiedet (siehe auch II Das 
deutsche Forschungs- und Innovationssystem).

Unter bundesbericht-forschung-innovation.de 
finden sich ergänzende Informationen zur Forschungs- 
und Innovationspolitik der 16 Bundesländer. Neben 
Eigendarstellungen der FuI-Politik der Länder werden 
zentrale FuI-Kennzahlen bereitgestellt.

Weitere Informationen zur Forschungs- 
und Innovationspolitik der Länder

BMBF – Zusammenarbeit von Bund und Ländern

Deutscher Bundestag – Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland Art. 91b

Weitere Informationen im Internet:

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK)

Wissenschaftsrat (WR)

Weitere Informationen im Internet:

http://bundesbericht-forschung-innovation.de
https://www.bmbf.de/bmbf/de/bildung/zusammenarbeit-von-bund-und-laendern/zusammenarbeit-von-bund-und-laendern
https://www.bundestag.de/gg
https://www.bundestag.de/gg
https://www.gwk-bonn.de
https://www.wissenschaftsrat.de
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Gemeinsame Förderung von 
Wissenschaft und Forschung 

Die Bundesregierung fördert Forschungseinrichtungen 
und Förderorganisationen teilweise eigenständig, 
gemeinsam mit den Ländern oder in Kooperation mit 
weiteren Partnern (siehe auch II Das deutsche For-
schungs- und Innovationssystem). In den letzten Jahren 
sind die gemeinsamen Förderaktivitäten von Bund und 
Ländern mit Blick auf die zunehmende Bedeutung von 
Forschung und Innovation erheblich ausgeweitet wor-
den (siehe auch Datenband sowie Online-Darstellung 
der Organisationen). Gegenstand der gemeinsamen 
institutionellen Förderung in Fällen überregionaler 
Bedeutung gemäß Art. 91b Abs. 1 GG sind insbesondere 
die folgenden Einrichtungen:

	∙ Mitgliedseinrichtungen der Hermann 
von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher 
Forschungszentren e. V. (HGF),

	∙ Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG),

	∙ Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften e. V. (MPG),

	∙ Mitgliedseinrichtungen der 
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm 
Leibniz e. V. (Leibniz-Gemeinschaft),

	∙ Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e. V. (Fraunhofer),

	∙ Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina – 
Nationale Akademie der Wissenschaften,

	∙ Wissenschaftskolleg zu Berlin e. V.,

	∙ acatech – Deutsche Akademie der 
Technikwissenschaften,

	∙ andere Forschungseinrichtungen und Einrichtungen 
mit Servicefunktion für die Forschung, Trägerorgani-
sationen derartiger Einrichtungen sowie Forschungs-
förderungsorganisationen, sofern ihr jährlicher 
Zuwendungsbedarf zu den laufenden Kosten eine 
bestimmte Größenordnung übersteigt.

Die Grundfinanzierung dieser Einrichtungen erfolgt 
auf der Grundlage des Abkommens zwischen Bund 
und Ländern über die Einrichtung der GWK von 2007 
und der zugehörigen Ausführungsvereinbarungen. 
In diesen sind die Bund-Länder-Schlüssel der Finan-
zierung sowie die Aufteilung auf das Sitzland und die 
anderen Länder festgelegt. Der auf alle Länder ent-
fallende Teil des Zuwendungsbetrags errechnet sich 
nach dem sogenannten Königsteiner Schlüssel, der die 
Steuereinnahmen und die Bevölkerungszahl der Länder 
berücksichtigt. Die Berechnung wird jährlich vom Büro 
der GWK durchgeführt und der ermittelte Schlüssel im 
Bundesanzeiger veröffentlicht.

Die Finanzierungsanteile von Bund und Ländern 
unterscheiden sich je nach Einrichtung bzw. Vorhaben. 
Der obere Teil von Abb. IV-1 bietet für die institutionelle 
Förderung einen Überblick zu den Gesamtmitteln sowie 
zu den Finanzierungsanteilen von Bund und Ländern. 

Neben der gemeinsamen Förderung von Wissenschafts
einrichtungen können Bund und Länder zudem 
aufgrund von Vereinbarungen in Fällen überregionaler 
Bedeutung bei der Förderung von Wissenschaft, For-
schung und Lehre kooperieren. Diese programm- und 
projektbezogene Förderung wird im unteren Teil von 
Abb. IV-1 dargestellt und im folgenden Kapitel zu den 
Bund-Länder-Vereinbarungen näher ausgeführt.

Link-Portal im Internet verfügbar unter:

bundesbericht-forschung-innovation.de/ 
de/linkportal.html

GWK – Finanzierungsschlüssel der gemeinsamen 
Förderung von Wissenschaft und Forschung 
durch Bund und Länder

GWK – Finanzströme der gemeinsamen 
Förderung von Wissenschaft und Forschung 
durch Bund und Länder

Weitere Informationen im Internet:

http://bundesbericht-forschung-innovation.de/de/linkportal.html
http://bundesbericht-forschung-innovation.de/de/linkportal.html
https://www.gwk-bonn.de/themen/finanzierung-von-wissenschaft-und-forschung/finanzierungsschluessel
https://www.gwk-bonn.de/themen/finanzierung-von-wissenschaft-und-forschung/finanzierungsschluessel
https://www.gwk-bonn.de/themen/finanzierung-von-wissenschaft-und-forschung/finanzierungsschluessel
https://www.gwk-bonn.de/themen/finanzierung-von-wissenschaft-und-forschung/finanzstroeme
https://www.gwk-bonn.de/themen/finanzierung-von-wissenschaft-und-forschung/finanzstroeme
https://www.gwk-bonn.de/themen/finanzierung-von-wissenschaft-und-forschung/finanzstroeme
https://www.bundesbericht-forschung-innovation.de/files/BMBF_BuFI-2022_Datenband.pdf
https://www.bundesbericht-forschung-innovation.de/de/Ubersichtskarte-1791.html
https://www.bundesbericht-forschung-innovation.de/de/Ubersichtskarte-1791.html
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Abb. IV-1: Gemeinsame Förderung von Wissenschaft und Forschung durch Bund und Länder 2021 (Soll)

Datenbasis: GWK; Datenband Tabelle 10; Datenportal des BMBF Tabelle 1.2.6
  *Einschließlich Zuwachs gemäß Pakt für Forschung und Innovation. 
**Daten nicht verfügbar.
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Bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre kooperieren Bund und Länder im Rahmen gemeinsamer 
Vereinbarungen. Sie unterstützen damit die Profilbildung im Wissenschaftssystem und tragen sowohl dazu bei, 
Schwerpunkte zu setzen, als auch, die Leistungsfähigkeit der deutschen Wissenschaftslandschaft weiter zu steigern. 

Bund und Länder haben mit den Mitte der 2000er Jahre 
erstmals beschlossenen und fortlaufend erweiterten 
Wissenschaftspakten eine große Dynamik erzeugt und 
die Leistungsfähigkeit des deutschen Wissenschafts-
systems spürbar gestärkt. Grundlage ist Art. 91b Abs. 
1 GG, der in Fällen überregionaler Bedeutung bei der 
Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre ein 
Zusammenwirken von Bund und Ländern im Wege 
von Bund-Länder-Vereinbarungen ermöglicht.

Die Wissenschaftspakte adressieren Hochschulen 
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
gleichermaßen. Ihre Schwerpunkte liegen auf Studi-
um und Lehre, Forschung und Transfer. Der Pakt für 
Forschung und Innovation wird mit klaren Zielverein-
barungen zur Stärkung der gemeinsam geförderten 

großen Wissenschaftsorganisationen fortgeschrieben. 
Mit dem Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken 
verbessern Bund und Länder gemeinsam die Qualität 
von Studium und Lehre an den Hochschulen – flä-
chendeckend und dauerhaft. Gleichzeitig werden die 
Studienkapazitäten in Deutschland bedarfsgerecht 
gesichert. Die Exzellenzstrategie von Bund und Län-
dern fördert Spitzenforschung an deutschen Universi-
täten langfristig. Eine Stärkung der infrastrukturellen 
Voraussetzungen für den nationalen und internatio-
nalen Wettbewerb sowie der weiteren Profilierung von 
Hochschulen findet über die gemeinsame Förderung 
von Forschungsbauten, Großgeräten und Nationalem 
Hochleistungsrechnen an Hochschulen statt. Darüber 
hinaus existieren weitere Bund-Länder-Vereinbarungen, 
die u. a. dazu beitragen, exzellente Köpfe für wissen-

2	Bund-Länder-Vereinbarungen
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schaftliche Karrieren zu gewinnen und zu halten, 
innovative Wege in Forschung und Lehre zu schaffen 
und technische Neuerungen für den Wissenschafts-
standort Deutschland bestmöglich nutzbar zu machen.

Pakt für Forschung und Innovation 

Seit 2005 ist der Pakt für Forschung und Innovation 
(PFI) die zentrale Vereinbarung von Bund und Län-
dern, um die gemeinsam geförderten großen Wissen-
schaftsorganisationen nachhaltig zu stärken. Der Pakt 
gilt für die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
und die vier großen außeruniversitären Forschungs-
organisationen Fraunhofer-Gesellschaft (Fraunhofer), 
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungs-
zentren (HGF), Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und 
die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm 
Leibniz e. V. (Leibniz-Gemeinschaft). Seit 2005 wurde 
der PFI mehrfach fortgeschrieben. 

Die aktuell vierte Phase des Pakts von 2021 bis 2030 
(PFI IV) läuft erstmals über eine Periode von zehn 
Jahren. Damit erhalten die großen Wissenschaftsor-
ganisationen finanzielle Planungssicherheit. Dies wird 
durch eine vereinbarte regelmäßige Steigerung der 
Grundfinanzierung gewährleistet. Bund und Länder 
streben an, den einzelnen Wissenschaftsorganisatio-
nen jährlich eine Steigerung der Zuwendung um 3 % 
zu gewähren. Insgesamt werden in der vierten Phase 
rund 17 Mrd. Euro zusätzliche Mittel für die Forschung 
bereitgestellt. Bund und Länder tragen diesen Auf-
wuchs nach den vereinbarten Finanzierungsschlüs-
seln gemeinsam. Bei der im PFI III bis 2020 erreichten 
Grundfinanzierung kehren Bund und Länder ab 2024 
bis 2030 sukzessive zu den vereinbarten Finanzie-
rungsschlüsseln zurück. Insgesamt investieren Bund 
und Länder von 2021 bis 2030 rund 120 Mrd. Euro im 
Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel in die außeruni-
versitäre Forschungslandschaft und die DFG. 

Die fünf übergeordneten forschungspolitischen Ziele 
des PFI IV führen die Zielsetzung der vergangenen 
Phase mit neuen Schwerpunkten fort. Durch weite-
re Freiräume für die Wissenschaftsorganisationen 
wird deren dynamische Entwicklung gefördert. Dem 
Transfer von Ideen, Forschungsergebnissen und Wis-
sen in Wirtschaft und Gesellschaft wird ein zentra-
ler Stellenwert eingeräumt. Zugleich sollen sich die 
Wissenschaftsorganisationen untereinander sowie mit 

Hochschulen und Unternehmen intensiver vernetzen. 
Es gilt im Übrigen, die Bedingungen für wettbewerbs-
fähige Forschung optimal zu gestalten. Hierzu sollen 
zum einen die besten Köpfe für die Forschung gewon-
nen und gehalten, zum anderen die Infrastrukturen 
für die Forschung durch strategische Planung und 
nachhaltige Finanzierung gestärkt werden. 

Bund und Länder haben im Rahmen des PFI IV mit 
jeder der beteiligten Wissenschaftsorganisationen 
eine Zielvereinbarung geschlossen. In ihren jeweiligen 
Erklärungen haben die Wissenschaftsorganisationen 
dabei die gemeinsamen forschungspolitischen Ziele 
organisationsspezifisch konkretisiert und zunächst 
bis zum Jahr 2025 Maßnahmen definiert, um diese zu 
erreichen. 

Die Wissenschaftsorganisationen führen ein wissen-
schaftsadäquates Controlling durch und legen der Ge-
meinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) jährlich 
die Erreichung der Ziele nachvollziehbar und anhand 
aussagekräftiger Indikatoren dar. Bund und Länder 
bewerten die Fortschritte der Organisationen anhand 
der in den Zielvereinbarungen gesetzten Zielmarken 
und internationaler Benchmarks und fassen sie in 
einem Monitoring-Bericht zusammen. Dieser wird im 
Rahmen der GWK verabschiedet und dem Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages vorgelegt (siehe 
auch Infobox: Bilanz zur Zielerreichung unter dem 
Pakt für Forschung und Innovation III).

BMBF – Allgemeine Informationen zum Pakt für 
Forschung und Innovation

GWK – Pakt für Forschung und Innovation – 
Fortschreibung 2021-2030 (PFI IV) (PDF)

GWK – Pakt für Forschung und Innovation – 
Monitoring Bericht 2021 (PDF)

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/pakt-fuer-forschung-und-innovation/pakt-fuer-forschung-und-innovation.html
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/pakt-fuer-forschung-und-innovation/pakt-fuer-forschung-und-innovation.html
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/PFI-IV-2021-2030.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/PFI-IV-2021-2030.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/PFI-Monitoringbericht_2021_Band_I.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/PFI-Monitoringbericht_2021_Band_I.pdf
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Bund und Länder überprüfen die im Rahmen des PFI 
erzielten Fortschritte und bewerten diese auf Basis der 
Berichterstattung der Wissenschaftsorganisationen in 
einem jährlichen Monitoring. Anlässlich des Auslaufens 
des PFI III zum 31. Dezember 2020 waren die Wissen-
schaftsorganisationen gebeten, in ihren Berichten zum 
letzten Berichtsjahr 2020 die zur Erreichung der Ziele 
des PFI III (2016–2020) ergriffenen Maßnahmen zu 
beschreiben und die Umsetzungserfolge zu bewerten. 
Anhand der übergreifenden Bewertung durch Bund und 
Länder im Rahmen der GWK lassen sich die vielfältigen 
Wirkungen des PFI ablesen:

Der wissenschaftliche Output der Forschungsorga-
nisationen ist weiter gestiegen. Die Forschungsorga-
nisationen haben während des PFI III fast 150.000 
Publikationen veröffentlicht. Auch der wachsende 
Grad der internationalen Vernetzung der Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler lässt sich anhand der 
Publikationen ablesen: Der Anteil internationaler Ko-
Publikationen an der Gesamtzahl der Publikationen ist 
in den beteiligten Forschungsorganisationen über die 
Laufzeit des PFI fast durchgehend gestiegen. Je nach 
Organisation waren 2019 zwischen 46 % und 78 % der 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen internationale 
Ko-Publikationen. 

Wesentliche wissenschaftliche Partner der Forschungs-
organisationen sind die Hochschulen. Gemeinsame 
Berufungen auf Professuren bilden eine direkte per-
sonelle Verbindung zwischen den Einrichtungen. Die 
erfolgreiche Kooperation wird u. a. in der hohen Anzahl 
gemeinsamer wissenschaftlicher Veröffentlichungen 
sichtbar. Forschungsorganisationen leisten zudem 
einen Beitrag zur Ausbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses, indem sie zusammen mit den Universitä-
ten Doktorandinnen und Doktoranden betreuen. Auch 
die DFG hat ihre Maßnahmen zur Nachwuchsförderung 
ausgebaut. 

Die Forschungsorganisationen haben intensive 
Anstrengungen unternommen und Programme und 
Unterstützungsmaßnahmen initiiert, um den Anteil 
von Frauen in Führungspositionen zu steigern. Sie 
rekrutieren aktiv weibliches Spitzenpersonal, fördern 
den weiblichen Nachwuchs gezielt und verbessern die 
Vereinbarkeit von Familie und Forschung. Die For-
schungsorganisationen setzen einen GWK-Beschluss 
zur Verpflichtung der außeruniversitären Forschungs-
organisationen auf „flexible Zielquoten“ gemäß eines 
Kaskadenmodells um, nach dem der Frauenanteil einer 
höheren Qualifikationsstufe sich am Frauenanteil der 
darunterliegenden Qualifikationsstufe orientieren soll.

Die Forschungsorganisationen haben ihre internati-
onale Vernetzung und die starke Position im interna-
tionalen Wettbewerb ausgebaut. Sie werben knapp 
ein Drittel der gesamten Fördersumme ein, die durch 
den Europäischen Forschungsrat (ERC) für exzellente 
Forschung nach Deutschland vergeben wird. Auch bei 
EU-Forschungsförderungen im Rahmen des anwen-
dungsorientierteren Programms Horizont 2020 haben 
die Organisationen während des PFI III über 3.500 
Projekte eingeworben. Damit gehören die deutschen 
Forschungsorganisationen zu den erfolgreichsten Ein-
richtungen in Europa im Wettbewerb um europäische 
Forschungsmittel.

Im Wettbewerb um die besten Köpfe ist die Attrakti-
vität der Forschungsorganisationen für ausländische 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aller Kar-
rierestufen weiter gestiegen. Der Anteil des wissen-
schaftlichen Personals aus dem Ausland erreicht bei der 
Fraunhofer-Gesellschaft 12 %, bei der Leibniz-Gemein-
schaft 26 %, bei der Helmholtz-Gemeinschaft 27 % und 
bei der Max-Planck-Gesellschaft 55 %.

Bilanz zur Zielerreichung unter dem Pakt für Forschung und Innovation III (PFI III)
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Zukunftsvertrag Studium 
und Lehre stärken 

Die Qualität von Studium und Lehre und die bedarfs-
gerechte Sicherung von Studienkapazitäten an den 
Hochschulen in Deutschland haben für Bund und 
Länder einen hohen Stellenwert. Dieser Tatsache tragen 
beide mit dem zeitlich unbefristeten Zukunftsvertrag 
Studium und Lehre stärken (kurz: Zukunftsvertrag) 
Rechnung. Die am 6. Juni 2019 von den Regierungsche-
finnen und -chefs von Bund und Ländern beschlossene 
Verwaltungsvereinbarung über den Zukunftsvertrag 
tritt die strategische Nachfolge des Hochschulpakts 2020 
an. Während der Hochschulpakt 2020 das Ziel hatte, 
stark gestiegene Studienanfängerzahlen zu bewältigen, 
trägt der Zukunftsvertrag den sich auf hohem Niveau 
stabilisierenden bis rückläufigen Erstsemesterzahlen 
Rechnung. Daher steht im Zukunftsvertrag nicht mehr 
die Ausweitung von Studienkapazitäten im Mittel-
punkt, sondern der Fokus liegt auf der Qualität von 
Studium und Lehre. Zugleich sollen die vorhandenen 
Studienkapazitäten erhalten werden. 

Für den Zukunftsvertrag stellen Bund und Länder von 
2021 bis 2023 jährlich insgesamt 3,8 Mrd. Euro und ab 
2024 dauerhaft jährlich 4,1 Mrd. Euro bereit – je zur 
Hälfte von Bund und Ländern finanziert. Die Länder 
stellen die Mittel zusätzlich zur Grundfinanzierung der 
Hochschulen bereit. Die Verteilung der Bundesmittel 
auf die Länder erfolgt bedarfsgerecht und transpa-
rent anhand von kapazitäts- und qualitätsorientier-
ten Parametern wie der Zahl der Studierenden, der 
Absolventinnen und Absolventen sowie der Zahl der 
Studienanfängerinnen und -anfänger. Die Verteilung 
wird jährlich neu berechnet. 

Alle sieben Jahre werden von den Ländern in einem 
Konsultationsverfahren mit dem Bund länderspezifi-
sche Schwerpunkte und Maßnahmen der Umsetzung 
festgelegt. Auch länderübergreifende Herausforde-
rungen werden dabei in den Blick genommen (siehe 
auch Infobox: Verpflichtungserklärungen der Länder 
im Rahmen des Zukunftsvertrags Studium und Lehre 
stärken).

Die Maßnahmen im Rahmen des Zukunftsvertrags 
ergeben sich aus dessen beiden zentralen Zielen – 
bedarfsgerechter Kapazitätserhalt und Qualitätsver-
besserung von Studium und Lehre. Um diese Ziele zu 
erreichen, setzen die Länder Schwerpunkte insbeson-

dere beim Ausbau von dauerhaften Beschäftigungsver-
hältnissen des hauptberuflichen wissenschaftlichen 
und künstlerischen, mit Studium und Lehre befassten 
Personals an den Hochschulen. Auch die Schaffung 
zusätzlicher Professuren wird von mehreren Ländern 
angestrebt. Bei den genannten Personalmaßnahmen 
kommt Gleichstellungsaspekten zudem eine große 
Bedeutung zu. 

Mit dem Zukunftsvertrag sollen eine flächendeckend 
hohe Qualität von Studium und Lehre und gute Stu-
dienbedingungen in der Breite der deutschen Hoch-
schullandschaft geschaffen werden. Dabei werden die 
Mittel des Zukunftsvertrags u. a. eingesetzt, um einmal 
etablierte Strukturen zur Qualitätssicherung und zur 
Verbesserung der Studienbedingungen weiterzuent-
wickeln und zu verstetigen. Inhaltlich liegt in vielen 
Ländern ein besonderer Fokus darauf, die Attraktivität 
der Hochschulen zu steigern sowie den aktuellen und 
zukünftigen Fachkräftebedarf zu decken. Damit ein-
hergehend streben die Länder die Umsetzung vielfäl-
tiger Maßnahmen an, um die Betreuungsverhältnisse 
bzw. -situation für die Studierenden zu verbessern, 
den Studienerfolg zu sichern und die Zahl der Studien
abbrüche zu verringern.

Um die Ziele des Zukunftsvertrags zu erreichen und 
die länderspezifischen Schwerpunkte umzusetzen, 
sollen die Mittel des Zukunftsvertrags entsprechend 
den Verpflichtungserklärungen der Länder auch für 
weitere Maßnahmen eingesetzt werden. Die Länder 
planen u. a. Maßnahmen, um die Durchlässigkeit und 
die Übergänge im Bildungsbereich zu verbessern, die 
Internationalisierung an den Hochschulen zu fördern 
sowie die Qualität von Studium und Lehre durch die 
fortschreitende Digitalisierung zu steigern. Integriert 
in ihre hochschulpolitischen und hochschulplaneri-
schen Prozesse nutzen einige Länder in ihren Ver-
pflichtungserklärungen auch die im Zukunftsvertrag 
eröffnete Möglichkeit, in bestimmten Fächergruppen 
Schwerpunkte zu setzen.

Mit dieser Vielfalt an Maßnahmenarten trägt der 
Zukunftsvertrag der differenzierten Hochschulland-
schaft in Deutschland Rechnung und ermöglicht 
passgenaue Ansätze, um deren Kapazitäten bedarfs-
gerecht zu erhalten und die Qualität von Studium 
und Lehre zu verbessern. 
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Je nach Land stellen sich die Herausforderungen in 
Studium und Lehre unterschiedlich dar. Alle sieben Jahre 
werden daher die Verpflichtungserklärungen, in denen die 
einzelnen Länder ihre länderspezifischen Schwerpunkte 
und Maßnahmen im Rahmen des Zukunftsvertrags festge-
legt haben, nach Konsultationen mit dem Bund durch die 
GWK zur Kenntnis genommen. Darin erläutert jedes Land, 
welche strategischen Ansätze es bei der Verwendung 
der Mittel aus dem Zukunftsvertrag – zunächst bis zum 
Jahr 2027 – verfolgt, und hinterlegt diese mit passenden 
Maßnahmen. Das Spektrum reicht – neben den Personal-
maßnahmen und den Maßnahmen zur Verbesserung der 
Studienbedingungen – von der Internationalisierung im 
Hochschulbereich bis zur Verbesserung der Durchlässig-
keit im Bildungsbereich. Die Mittel sind jeweils entspre-
chend der Verpflichtungserklärungen zweckgebunden, 
die Schwerpunkte sind mit qualitativen bzw. quan-
titativen Indikatoren unterlegt. Die Komplexität der 
Hochschulentwicklung erfordert es, einzelne Ziele und 
daraus abgeleitete Maßnahmen stets im Gesamtsystem 
Hochschule zu betrachten.

Die Länder haben mit den Verpflichtungserklärungen 
eine hohe Transparenz hinsichtlich ihrer Hochschulent-

wicklungsplanungen im Zukunftsvertrag über die nächs-
ten Jahre bis 2027 hergestellt. In Verbindung mit dem 
erweiterten Berichtswesen und der damit verbundenen 
finanziellen Transparenz, die den Umsetzungsprozess 
begleiten, wird den Informationsbedürfnissen Dritter 
umfassend Rechnung getragen. Durch die länderspezifi-
schen Verpflichtungserklärungen sowie das Konsultati-
onsverfahren im Zukunftsvertrag wird eine kooperative 
Lösung für die gesamtstaatliche Herausforderung 
umgesetzt, den akademisch ausgebildeten Fachkräf-
tenachwuchs für Deutschland nachhaltig zu sichern. In 
gemeinsamer finanzieller Verantwortung können Bund 
und Länder auf diese Weise den Wissenschaftsstandort 
Deutschland als Ganzes nachhaltig stärken und seine 
internationale Wettbewerbsfähigkeit verbessern.

Die bestehenden, bis 2027 laufenden Verpflichtungser-
klärungen werden 2025 evaluiert. Von den Ländern defi-
nierte Indikatoren ermöglichen es, die Durchführung 
nachzuverfolgen und die Zielerreichung zu überprüfen. 
Die Ergebnisse und die Erfahrungen aus der ersten 
Periode fließen in das ab 2026 beginnende Verfahren zur 
Neuerstellung der Verpflichtungserklärungen ein.

Verpflichtungserklärungen der Länder  
im Rahmen des Zukunftsvertrags Studium und Lehre stärken 

BMBF – Allgemeine Informationen zum Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken

GWK – Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern  
über den Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken

GWK – Übersicht über die Verpflichtungserklärungen der Länder

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/bildung/studium/zukunftsvertrag-studium-und-lehre-staerken/zukunftsvertrag-studium-und-lehre-staerken
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-ZV_Studium_und_Lehre_staerken.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-ZV_Studium_und_Lehre_staerken.pdf
https://www.gwk-bonn.de/themen/foerderung-von-hochschulen/hochschulpakt-zukunftsvertrag/zukunftsvertrag
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Exzellenzstrategie 

Die Exzellenzstrategie von Bund und Ländern fördert 
Spitzenforschung an deutschen Universitäten lang-
fristig. Dadurch soll die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Universitäten als zentrale Träger des 
Forschungssystems nachhaltig verbessert werden und 
der Wissenschaftsstandort Deutschland in der Breite 
gestärkt werden. Denn anders als die Exzellenzinitia-
tive, ihre Vorgängerin, ist die Exzellenzstrategie nicht 
befristet, sondern auf Dauer angelegt.

Die Evaluation der Exzellenzinitiative durch die inter-
national besetzte Imboden-Kommission bestätigte im 
Jahr 2016 ihre profilbildende Wirkung in den geför-
derten Hochschulen und ihre positive Ausstrahlung 
auf das gesamte deutsche Wissenschaftssystem. Den 
Empfehlungen der Imboden-Kommission folgend 
wurde noch im selben Jahr die Exzellenzstrategie als 
Nachfolgeprogramm von Bund und Ländern be-
schlossen. Insgesamt stehen jährlich 533 Mio. Euro für 
die Exzellenzstrategie zur Verfügung, die vom Bund 
und den jeweiligen Sitzländern im Verhältnis 75 : 25 
aufgebracht werden.

Die Exzellenzstrategie umfasst zwei Förderlinien: 
Exzellenzcluster und Exzellenzuniversitäten. Mit 
den Exzellenzclustern werden international wettbe-
werbsfähige Forschungsfelder an Universitäten bzw. 
Universitätsverbünden projektbezogen gefördert. 
Exzellenzcluster können für zweimal sieben Jahre ge-
fördert werden. Die Förderlinie wird alle sieben Jahre 
ausgeschrieben, sodass auch Neuanträge möglich sind. 
Universitäten mit Exzellenzclustern können eine Uni-
versitätspauschale als Strategiezuschlag zur Stärkung 
ihrer Governance und strategischen Steuerung bean-
tragen. Für Exzellenzcluster werden antragsabhängig 
Förderhöhen zwischen jeweils 3 und 10 Mio. Euro 
jährlich veranschlagt. Insgesamt stellen Bund und 
Länder für die Projektförderung der Exzellenzcluster 
jährlich rund 385 Mio. Euro (einschl. Programm- und 
Universitätspauschale sowie Verwaltungskosten der 
DFG) zur Verfügung.

Die zweite Förderlinie Exzellenzuniversitäten baut 
auf der Förderlinie Exzellenzcluster auf und dient 
der Stärkung der Universitäten bzw. eines Verbundes 
von Universitäten als Institution und dem Ausbau 
ihrer internationalen Spitzenstellung in der For-
schung. Universitäten oder Verbünde, die mindestens 
zwei bzw. drei Exzellenzcluster eingeworben haben, 
können sich auf eine Förderung als Exzellenzuniver-
sitäten bewerben. In einem wissenschaftsgeleiteten 
Auswahlverfahren sind bisherige exzellente For-
schungsleistungen und ein strategisches, institutio-
nenbezogenes Gesamtkonzept maßgebliche Bewer-
tungskriterien. Antragsabhängig ist eine Bandbreite 
der Förderhöhe von jährlich 10 bis 15 Mio. Euro für 
Anträge einzelner Universitäten und rund 15 bis 
28 Mio. Euro für Anträge von Universitätsverbünden 
möglich. Für die Förderung von Exzellenzuniversitä-
ten sind jährlich insgesamt rund 148 Mio. Euro für elf 
Förderfälle bei Erfolg im wettbewerblichen Verfahren 
vorgesehen. 

Grundlage der Förderentscheidung ist ein wissen-
schaftsgeleitetes Begutachtungs- und Auswahlverfah-
ren, das die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
und der Wissenschaftsrat (WR) durchführen. Die 
DFG führt das Auswahlverfahren für die Förderlinie 
der Exzellenzcluster, der WR das Auswahlverfahren 
für die Förderlinie der Exzellenzuniversitäten durch. 
International anerkannte Expertinnen und Experten 
aus verschiedenen Wissenschaftsgebieten entscheiden 
gemeinsam mit den für Wissenschaft zuständigen 
Ministerinnen und Ministern des Bundes und der 
Länder über die Förderung von Exzellenzclustern und 
Exzellenzuniversitäten. 

Im September 2018 hat die Exzellenzkommission ins-
gesamt 57 Exzellenzcluster zur Förderung ausgewählt. 
Seit Januar 2019 werden die Cluster an insgesamt 
34 Universitäten gefördert. Für die Förderlinie Exzel-
lenzuniversitäten wurde im Juli 2019 die Förderung 
von zehn Universitäten und einem Universitätsver-
bund bekanntgegeben, die Förderung startete im 
November 2019. 
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Exzellenzuniversitäten werden dauerhaft gefördert, 
müssen sich aber alle sieben Jahre einer Überprüfung der 
Fördervoraussetzungen stellen. Dies bedeutet, dass sie 
im Wettbewerb mit Neuanträgen die notwendigen zwei 
bzw. bei Verbünden drei Exzellenzcluster neu einwerben 
müssen. Außerdem werden die geförderten Universitäten 
im Hinblick auf die übergreifenden Förderkriterien eva-
luiert. Werden die Fördervoraussetzungen nicht erbracht, 
scheidet die Exzellenzuniversität mit einer degressiven 
Auslauffinanzierung aus der gemeinsamen Förderung 
aus. In der zweiten Ausschreibungsrunde mit Förder-
beginn 2026 werden bei Erfolg im wettbewerblichen 
Verfahren vier neue Förderungen aufgenommen.

Forschungsbauten, Großgeräte und 
Nationales Hochleistungsrechnen an 
Hochschulen 

Forschungsbauten, einschließlich Großgeräte, werden 
bereits seit 2007 von Bund und Ländern gefördert. Im 
November 2018 haben Bund und Länder beschlossen, 
die gemeinsame themenoffene Förderung von For-
schungsbauten und Großgeräten fortzusetzen sowie das 
Nationale Hochleistungsrechnen (NHR) in die gemein-
same Förderung aufzunehmen. Die entsprechende 
Ausführungsvereinbarung wurde auf unbestimmte Zeit 
geschlossen und ist zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten.

Die im Jahr 2017 von einer Fachkommission durch-
geführte Evaluierung der gemeinsamen Förderung 
von Forschungsbauten und Großgeräten an Hoch-
schulen trug maßgeblich dazu bei, diese Förderung 
zu verstetigen. Demnach verbessert die Förderung die 
infrastrukturellen Voraussetzungen der teilnehmen-
den Hochschulen im nationalen und internationalen 
Wettbewerb in Wissenschaft und Forschung deut-
lich. Die Forschungsbauten und Großgeräte bedienen 
einen dringlichen Investitionsbedarf der Hochschulen 
und zeigen eine nachhaltige, positive Wirkung in der 
Forschung. An den geförderten Standorten können 
langfristige und produktive Forschungsschwerpunkte 
entstehen, die ihrerseits eine Grundlage dafür bilden, 
weitere Drittmittel einzuwerben. Neben diesen Ergeb-
nissen zeigte die Evaluierung zudem positive Effekte 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs, die Lehre und 
die internationale Zusammenarbeit (siehe auch III 3.1 
Die Technologische Basis). 

Für die Förderung von Forschungsbauten stellen Bund 
und Länder jährlich bis zu 401 Mio. Euro zur Verfü-
gung. Die Mittel für die Förderung von Forschungs-
bauten werden je zur Hälfte vom Bund und vom Sitz-/
Trägerland der begünstigten Hochschule getragen. Von 
2007 bis einschließlich 2021 wurden 186 Forschungs-
bauten mit einem Gesamtvolumen von rund 5,9 Mrd. 
Euro in die gemeinsame Förderung aufgenommen. Für 
Großgeräte an Hochschulen stellen Bund und Länder 
jährlich 170 Mio. Euro zur Verfügung, insgesamt flos-
sen den Hochschulen für diese Investitionsvorhaben 
bereits über 2,5 Mrd. Euro zu.

Die Förderung des NHR wurde zum 1. Januar 2019 
als dritte Säule in die Vereinbarung aufgenommen. 
Bund und Länder kommen damit der zunehmenden 
Nachfrage nach Wissenschaftlichem Rechnen und den 
digitalen Anforderungen zukunftsgerichteter Wis-
senschaft nach. Jährlich stehen für das NHR bis zu 62,5 
Mio. Euro zur Verfügung.

Zentrale Ziele der Förderung sind erstens die flächen-
deckende und bedarfsgerechte Bereitstellung von 
Hochleistungsrechenkapazitäten für wissenschaftliche 
Forschung an Hochschulen, zweitens die Förderung der 
standortübergreifenden und interdisziplinären Zusam-
menarbeit und von Kooperationen in einer gemeinsa-
men Koordinationsstruktur, die für eine deutschland-
weite Nutzung geöffnet ist, drittens die Stärkung der 
Methodenkompetenz der Nutzerinnen und Nutzer, 

 

BMBF – Allgemeine Informationen zur 
Exzellenzstrategie

GWK – Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund 
und Ländern zur Exzellenzstrategie 

DFG – Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder

DFG – Interaktive Karte der geförderten 
Universitäten und des Universitätsverbunds in 
den Förderlinien Exzellenzuniversitäten und 
Exzellenzcluster

BMBF – Endbericht der internationalen 
Expertenkommission zur Evaluation der 
Exzellenzinitiative

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/die-exzellenzstrategie/die-exzellenzstrategie.html
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/die-exzellenzstrategie/die-exzellenzstrategie.html
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-Exzellenzstrategie-2016.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-Exzellenzstrategie-2016.pdf
https://www.dfg.de/foerderung/programme/exzellenzstrategie
https://www.dfg.de/sites/exu-karte
https://www.dfg.de/sites/exu-karte
https://www.dfg.de/sites/exu-karte
https://www.dfg.de/sites/exu-karte
https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/downloads/files/endbericht_internationale_expe-kommission_exzellenzinitiative.pdf
https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/downloads/files/endbericht_internationale_expe-kommission_exzellenzinitiative.pdf
https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/downloads/files/endbericht_internationale_expe-kommission_exzellenzinitiative.pdf
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die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
sowie die Aus- und Weiterbildung im Wissenschaft
lichen Rechnen und viertens die Förderung und 
Weiterentwicklung des Wissenschaftlichen Rechnens.

Im November 2020 haben Bund und Länder die ersten 
acht Rechenzentren und im Oktober 2021 ein weite-
res Zentrum in die gemeinsame Förderung des NHR 
aufgenommen. Die Auswahl erfolgte auf Grundlage 
eines wettbewerblichen und wissenschaftsgeleiteten 
Verfahrens im Rahmen einer Begutachtung durch die 
DFG und einer Bewertung durch den von der GWK 
eingesetzten unabhängigen Strategieausschuss. Die 
NHR-Zentren haben im August 2021 den Verein für 
Nationales Hochleistungsrechnen – NHR-Verein e. V. 
als Träger der gemeinsamen Koordinationsstruktur für 
das NHR gegründet. 

Innovation in der Hochschullehre 

Mit der Vereinbarung über Innovation in der Hoch-
schullehre vom 6. Juni 2019 streben Bund und Länder 
dauerhaft eine qualitativ hochwertige und international 
wettbewerbsfähige Lehre an deutschen Hochschulen 
an. Damit setzen sie ihre insbesondere durch den Qua-
litätspakt Lehre begonnenen Anstrengungen fort, inno-
vative Hochschullehre zu verbreiten und zu fördern.

Dazu wurde am 9. November 2020 die Stiftung Inno-
vation in der Hochschullehre gegründet. Die Stiftung 
wurde in Form einer rechtlich nicht selbstständigen Or-
ganisationseinheit unter dem Dach der Toepfer Stiftung 
gGmbH eingerichtet, die im Dezember 2019 von der 
GWK als Trägerinstitution ausgewählt wurde.

Kernaufgabe ist die Förderung von Projekten auf der 
Basis einer wissenschaftsgeleiteten Projektauswahl – 
insbesondere zur strategisch-strukturellen Stärkung 
der Hochschulen in Studium und Lehre, zu aktuellen, 
themenbezogenen Herausforderungen in Studium und 
Lehre sowie zur themenoffenen Erprobung neuer Ideen 
bzw. zum Transfer erprobter Ansätze auf andere Fächer 
und Hochschulen. Weiterhin liegt ein Fokus auf der 
Organisation eines fachbezogenen sowie themen- und 
länderübergreifenden Austauschs und der Vernetzung 
sowie dem Wissenstransfer. Die deutsche Hochschul-
landschaft wird in ihrer gesamten Bandbreite adressiert 
und die Erneuerungsfähigkeit der Hochschullehre 
kontinuierlich gestärkt.

Die erste Förderentscheidung der Stiftung Innovation 
in der Hochschullehre wurde im Mai 2021 getroffen, die 
Förderung der ausgewählten Projekte hat ab 1. August 
2021 begonnen (siehe auch Infobox: Förderentscheidung 
Hochschule durch Digitalisierung stärken). Die zweite 
Förderbekanntmachung aus dem Januar 2022 mit dem 
Titel „Freiraum 2022“ adressiert experimentelle Kon-
zepte, die thematisch offen und deren Förderformate 
nicht festgelegt sind. „Freiraum“ ist als wiederkehrende 
Ausschreibung geplant.

Bund und Länder stellen jährlich bis zu 150 Mio. Euro 
zur Förderung der Innovation in der Hochschullehre 
bereit. Für die Jahre 2021 bis 2023 ist eine Finanzierung 
allein durch den Bund und ab dem Jahr 2024 gemein-
sam durch Bund und Länder vorgesehen, wobei der 
Bund 110 Mio. Euro und die Länder 40 Mio. Euro jähr-
lich aufbringen.

BMBF – Allgemeine Informationen zu 
Forschungsbauten und Großgeräten

BMBF – Allgemeine Informationen zum Hoch- 
und Höchstleistungsrechnen

NHR-Verein – Online-Repräsentanz des Vereins 
für Nationales Hochleistungsrechnen

GWK – Ausführungsvereinbarung 
Forschungsbauten, Großgeräte und Nationales 
Hochleistungsrechnen

GWK – Übersichtsseite zu Forschungsbauten, 
Großgeräten und Nationalem 
Hochleistungsrechnen an Hochschulen

GWK – Endbericht der Expertenkommission zur 
Evaluierung der gemeinsamen Förderung von For-
schungsbauten und Großgeräten an Hochschulen

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/forschungsbauten-und-grossgeraete/forschungsbauten-und-grossgeraete.html
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/forschungsbauten-und-grossgeraete/forschungsbauten-und-grossgeraete.html
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/digitale-wirtschaft-und-gesellschaft/supercomputing/supercomputing_node.html
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/digitale-wirtschaft-und-gesellschaft/supercomputing/supercomputing_node.html
https://www.nhr-verein.de
https://www.nhr-verein.de
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/AV_FGH.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/AV_FGH.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/AV_FGH.pdf
https://www.gwk-bonn.de/themen/foerderung-von-hochschulen/forschungsbauten-grossgeraete-und-nationales-hochleistungsrechnen-an-hochschulen
https://www.gwk-bonn.de/themen/foerderung-von-hochschulen/forschungsbauten-grossgeraete-und-nationales-hochleistungsrechnen-an-hochschulen
https://www.gwk-bonn.de/themen/foerderung-von-hochschulen/forschungsbauten-grossgeraete-und-nationales-hochleistungsrechnen-an-hochschulen
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Endbericht_Kommission_AV-FuG.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Endbericht_Kommission_AV-FuG.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Endbericht_Kommission_AV-FuG.pdf
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Mit der ersten vorgezogenen Förderbekanntmachung 
der Stiftung Innovation in der Hochschullehre vom 
Herbst 2020 unter dem Titel „Hochschullehre durch 
Digitalisierung stärken. Präsenzlehre, Blended 
Learning und Online-Lehre innovativ weiterdenken, 
erproben und strukturell verankern“ fördert die 
Stiftung zukunftsweisende Projektvorhaben. Bei 
der Auswahl der Projekte waren Innovationsstärke 
und Transfermöglichkeiten zentrale Kriterien. Die 
Bereitschaft zu Austausch und Vernetzung unter 
den Geförderten wird im Sinne eines gemeinsamen 
Lernens vorausgesetzt und von der Stiftung 
unterstützt. 

Insgesamt wurden 264 Anträge eingereicht, von denen 
der Ausschuss zur Projektauswahl 115 Einzel- und 
24 Verbundanträge als förderwürdig eingestuft hat. 

Das gesamte Fördervolumen beträgt für die maximal 
dreijährige Förderung der 139 Projekte bis zu 330 Mio. 
Euro. Es verteilt sich bundesweit über verschiedene 
Hochschulformen und Hochschulgrößen. Die 
bewilligte Fördersumme je Antrag bewegt sich 
zwischen 381.000 und 5 Mio. Euro.

Themen der ausgewählten Projekte sind u. a. die 
digitale und hybride Gestaltung von Lehre – von 
den Laborwissenschaften über Soziale Arbeit, 
Gesundheits- und Erziehungswissenschaften bis hin 
zu den künstlerischen Fächern. Im Fokus weiterer 
Projekte stehen die Skalierung der Erfahrungen 
mit digitaler Lehre, elektronische Rückmelde- und 
Prüfsysteme und deren rechtliche Besonderheiten 
sowie die datengestützte Gestaltung neuer Lehr- und 
Lernorganisation.

Förderentscheidung Hochschullehre durch Digitalisierung stärken

BMBF – Allgemeine Informationen zu Innovation in der Hochschullehre

GWK – Verwaltungsvereinbarung Innovation in der Hochschullehre

Stiftung Innovation in der Hochschullehre

Stiftung Innovation in der Hochschullehre –  
Förderentscheidung Hochschullehre durch Digitalisierung stärken

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/bildung/studium/innovation-in-der-hochschullehre/innovation-in-der-hochschullehre
http://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-Innovation_in_der_Hochschullehre.pdf
https://stiftung-hochschullehre.de
https://stiftung-hochschullehre.de/projektfoerderung/foerderentscheidung
https://stiftung-hochschullehre.de/projektfoerderung/foerderentscheidung
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Programm zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses 
(Tenure-Track-Programm) 

Bund und Länder haben im Juni 2016 das Programm 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
(Tenure-Track-Programm) verabschiedet. Ziel des 
Programms ist es, die Karrierewege für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs planbar und transparenter zu 
gestalten. Mit dem Programm soll die Tenure-Track-
Professur als eigenständiger Karriereweg neben dem 
herkömmlichen Berufungsverfahren auf eine Profes-
sur an den deutschen Universitäten etabliert werden. 
Die Tenure-Track-Professur richtet sich an junge Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler in der frühen 
Karrierephase, d. h. unmittelbar nach der Promotion 
bzw. in den ersten Jahren danach. Nach erfolgreicher 
Bewährungsphase (i. d. R. nach spätestens sechs Jah-
ren) sieht die Tenure-Track-Professur den unmittelba-
ren Übergang in eine Lebenszeitprofessur vor.

Mit der Etablierung der Tenure-Track-Professur als an-
erkanntem Karriereweg zielt das Programm darauf ab, 
die Attraktivität des deutschen Wissenschaftssystems 
auch im internationalen Wettbewerb zu steigern und 
die Universitäten stärker dabei zu unterstützen, die bes-
ten Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchs-
wissenschaftler aus dem In- und Ausland zu gewinnen 
und möglichst dauerhaft zu halten. 

Die Universitäten waren durch die Anforderung, ein 
Konzept für die Entwicklung des gesamten wissen-
schaftlichen Personals vorzulegen, gefordert, ihre 
Personalstrukturen auf allen Ebenen des wissen-
schaftlichen Personals zu überdenken. Das Programm 
stellt zudem Mittel bereit, um den damit verbundenen 
Reformprozess an den Universitäten angemessen 
gestalten zu können.

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wurde durch 
die Option auf Verlängerung der Förderung um ein Jahr 
bei Geburt oder Adoption eines Kindes gefördert.

Nach erfolgreichem Abschluss der beiden Bewilligungs-
runden 2017 und 2019 werden deutschlandweit insge-
samt 1.000 zusätzliche Tenure-Track-Professuren an 
75 Hochschulen gefördert. Grundlage für die Auswahl 
war ein wissenschaftsgeleitetes Wettbewerbsverfahren. 
Für die Förderung stellt der Bund insgesamt bis zu 1 
Mrd. Euro über die Gesamtlaufzeit von 2017 bis 2032 
bereit.

Die 1.000 vom Bund geförderten neuen Tenure-Track-
Professuren werden immer wieder neu ausgeschrieben, 
und die Länder werden sie langfristig erhalten. Zugleich 
werden die Länder die Zahl der unbefristeten Professu-
ren um 1.000 erhöhen, um die Karrierechancen des wis-
senschaftlichen Nachwuchses insgesamt zu verbessern.

BMBF – Allgemeine Informationen 
zum Tenure-Track-Programm

BMBF – Fachportal zum Tenure-Track-Programm

GWK – Verwaltungsvereinbarung zum Tenure-
Track-Programm

GWK – Bund-Länder-Programm zur Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses – 
Monitoringbericht 2020

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/wissenschaftlicher-nachwuchs/das-tenure-track-programm/das-tenure-track-programm
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/wissenschaftlicher-nachwuchs/das-tenure-track-programm/das-tenure-track-programm
https://www.tenuretrack.de
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-wissenschaftlicher-Nachwuchs-2016.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-wissenschaftlicher-Nachwuchs-2016.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/GWK-Heft-73-WISNA-Monitoringbericht-2020.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/GWK-Heft-73-WISNA-Monitoringbericht-2020.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/GWK-Heft-73-WISNA-Monitoringbericht-2020.pdf
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Professorinnenprogramm

Um Frauen in ihrer wissenschaftlichen Karriere zu 
unterstützen und ihren Anteil an Professuren an 
deutschen Hochschulen zu steigern, haben Bund und 
Länder 2008 das Professorinnenprogramm aufgelegt 
und seither hierfür insgesamt 500 Mio. Euro (150 Mio. 
Euro für die erste und zweite sowie 200 Mio. Euro für 
die dritte Programmphase) zur Verfügung gestellt. 
Die GWK hat 2017 die Fortführung des Programms in 
einer dritten Phase bis 2022 beschlossen. Hochschulen 
qualifizierten sich für eine Teilnahme am Programm 
durch Gleichstellungskonzepte bzw. deren Fortschrei-
bung, die unabhängig von Expertinnen und Experten 
begutachtet wurden.

Ziel des Professorinnenprogramms ist es, die Gleich-
stellung von Frauen und Männern in Hochschulen 
zu unterstützen, die Repräsentanz von Frauen auf 
allen Qualifikationsstufen im Wissenschaftssystem 
nachhaltig zu verbessern und die Anzahl der Wissen-
schaftlerinnen in den Spitzenfunktionen im Wissen-
schaftsbereich zu steigern. Das Programm wirkt auf 
zwei Ebenen: Zum einen geht es darum, im Hoch-
schulbereich mehr Frauen in Führungspositionen zu 
bringen. Zum anderen hat das Programm das Ziel, 
die gleichstellungspolitischen Strukturen und einen 
Kulturwandel für mehr Chancengleichheit an den 
Hochschulen zu stärken. 

Insgesamt wurden im Rahmen des Programms bis 
Ende 2021 840 Professorinnen berufen. Die Ergebnisse 
der Programmevaluation zeigen, dass der Anteil von 
Frauen an den Professuren an den Hochschulen in 
Deutschland während der Laufzeit des Professorinnen-
programms stärker angestiegen ist, als es nach dem 
Trend der Vorjahre zu erwarten gewesen wäre. Diese 
Steigerung geht wesentlich auf diejenigen Hochschu-
len zurück, die sich am Programm beteiligt haben. 
Das Professorinnenprogramm erhöht die Sichtbarkeit 
weiblicher wissenschaftlicher Exzellenz.

BMBF – Allgemeine Informationen zum 
Professorinnenprogramm

GWK – Bund-Länder-Vereinbarung 
Professorinnenprogramm

GWK – Evaluationsbericht zum 
Professorinnenprogramm

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/chancengerechtigkeit-und-vielfalt-im-wissenschaftssystem/frauen-im-wissenschaftssystem/das-professorinnenprogramm
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/chancengerechtigkeit-und-vielfalt-im-wissenschaftssystem/frauen-im-wissenschaftssystem/das-professorinnenprogramm
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Professorinnenprogramm-III-2018.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Professorinnenprogramm-III-2018.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Evaluation_des_Professorinnenprogramms-Bericht_Januar_2017.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Evaluation_des_Professorinnenprogramms-Bericht_Januar_2017.pdf
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Professoraler Nachwuchs an 
Fachhochschulen 

Fachhochschulen (FH) bzw. Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften (HAW) bilden eine wesentli-
che Schnittstelle zwischen Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft. Als solche bedürfen sie eines profes-
soralen Personals, das neben der wissenschaftlichen 
Qualifizierung auch Praxis- und Lehrerfahrung vor-
weisen kann. Die Rekrutierung erfolgt deshalb häufig 
auf dem außerhochschulischen Arbeitsmarkt unter 
schwierigen Wettbewerbsbedingungen und stellt 
eine immer größer werdende Herausforderung für 
die FH/HAW dar. Bund und Länder unterstützen sie 
dabei durch das gemeinsame Programm zur Förderung 
der Rekrutierung und Entwicklung von professoralem 
Personal an Fachhochschulen.

Ein grundlegender Ansatz des Programms ist, dass 
jede Hochschule ihre spezifischen Herausforderungen 
und Rahmenbedingungen aufgreift und hierfür in-
dividuell gestaltete Lösungswege entwickelt. Förder-
fähige Instrumente wie die Schwerpunktprofessur, 
kooperative Promotionen, Tandemprogramme oder 
Kooperationsplattformen sind Beispiele für entspre-
chende Maßnahmen. Bund und Länder stellen für das 
Programm bis zu 431,5 Mio. Euro zur Verfügung. Die 
Finanzierung des Programms wird zu 71 % vom Bund 
und 29 % von den Ländern aufgebracht. Zu Beginn 
finanziert der Bund das Programm zu 100 %, bis zum 
Ende der Laufzeit wächst der Finanzierungsanteil der 
Länder auf 50 %. Das Förderprogramm umfasste eine 
vorgeschaltete Konzeptphase und die aktuell laufende 
Umsetzungsphase, in der Projekte für einen Zeitraum 
von bis zu sechs Jahren gefördert werden. Für die 
Förderung in der Umsetzungsphase sind zwei Bewilli-
gungsrunden vorgesehen. Im November 2020 wurden 
für die erste Bewilligungsrunde 64 Projekte durch 
ein Auswahlgremium unter Leitung von Expertin-
nen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Gesellschaft zur Förderung ausgewählt. Eine weitere 
Bewilligungsrunde findet 2022 statt.

Forschung an Fachhochschulen 

Die angewandte Forschung hat sich neben der praxis-
orientierten Lehre zu einem profilbildenden Merkmal 
der HAW/Fachhochschulen entwickelt. Im Mittel-
punkt des Programms Förderung der angewandten 
Forschung und Entwicklung an Fachhochschulen 
steht die anwendungsorientierte Forschung und die 
forschungsnahe Qualifizierung des Fachkräftenach-
wuchses. Bund und Länder verfolgen das Ziel, die spe-
zifischen Alleinstellungsmerkmale und Erfolgsfakto-
ren der Fachhochschulforschung weiter zu schärfen, 
insbesondere den anwendungsnahen Wissens- und 
Technologietransfer durch Kooperationen mit Unter-
nehmen oder anderen Praxispartnern. 

Das Programm unterstützt die anwendungsorientierte 
Forschung an Fachhochschulen und Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften in den Ingenieur-, Natur- 
und Wirtschaftswissenschaften sowie u. a. in der Sozi-
alen Arbeit. Die Förderlinien des Programms eröffnen 
unterschiedliche Fördermöglichkeiten, beispielsweise 
die Kooperationen zwischen Fachhochschulen und 
Unternehmen, die Verbindung von forschungs- und 
anwendungsnaher Qualifizierung mit perspektivi-
scher Gründungsorientierung, die Etablierung von 
forschungsstarken Nachwuchsteams in wichtigen 
Feldern wie Künstlicher Intelligenz, aber auch praxi-
sorientierte Forschungsprojekte an Fachhochschulen 
in den Bereichen Soziale Arbeit, Pflege- und Gesund-
heitswissenschaften sowie strukturbildende Projekte 
durch gezielte Investitionen in Forschungsgeräte mit 
innovativer Technik. Mit der Programmlinie FH-Im-
puls werden themenorientierte strategische Part-
nerschaften zwischen den Hochschulen und ihrem 
forschungsstarken Umfeld initiiert und gefördert. 

BMBF – Allgemeine Informationen zum 
Programm FH-Personal

BMBF/GWK – Portal zur Personalgewinnung und 
-entwicklung an Fachhochschulen

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/fh-personal/professorales-personal-an-fachhochschulen
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/fh-personal/professorales-personal-an-fachhochschulen
https://www.fh-personal.de
https://www.fh-personal.de
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Im November 2018 haben Bund und Länder beschlossen, 
das seit 2003 laufende gemeinsame Programm bis 2023 
fortzusetzen und dessen Finanzvolumen auf 60 Mio. 
Euro jährlich aufzustocken. Der innovationspoliti-
schen Bedeutung entsprechend wurde der Titelansatz 
auf derzeit 75 Mio. Euro pro Jahr erhöht. Die Länder 
beteiligen sich an der Finanzierung des Programms, 
indem sie die Grundausstattung bereitstellen. Mit 
der Fortschreibung des Programms Forschung an 
Fachhochschulen stellen Bund und Länder sicher, dass 
Fachhochschulen auch in Zukunft ihr anwendungs-
orientiertes Forschungspotenzial weiterentwickeln 
können (siehe auch III 4.2 Vernetzung und Transfer).

Innovative Hochschule 

Der forschungsbasierte Ideen-, Wissens- und Tech-
nologietransfer an Hochschulen wird im Wege der 
Projektförderung von der Bund-Länder-Förderinitia-
tive Innovative Hochschule unterstützt. Sie richtet sich 
insbesondere an Fachhochschulen sowie kleine und 
mittlere Universitäten, die bereits über eine kohären-
te Strategie für ihre Interaktion mit Wirtschaft und 
Gesellschaft sowie über Strukturen und Erfahrungen 
im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer verfügen 
(siehe auch III 4.2 Transfer und Vernetzung).

Ziel der Förderinitiative ist es zum einen, die stra-
tegische Rolle der Hochschulen im regionalen 
Innovationssystem zu stärken. Zum anderen sollen 
Hochschulen dabei unterstützt werden, sich mit dem 
Transfer von Ideen, Wissen und Technologien zu 
profilieren – entweder als Hochschule insgesamt oder 
für ausgewählte Themen. 

Die 2016 beschlossene Förderinitiative ist bis Ende 
2027 in Kraft. Bund und Länder stellen insgesamt bis 
zu 550 Mio. Euro für die Förderinitiative Innovative 
Hochschule zur Verfügung. Die Fördermittel werden 

BMBF – Allgemeine Informationen zu 
Forschung an Fachhochschulen

GWK – Bund-Länder-Vereinbarung über die 
Förderung der angewandten Forschung und 
Entwicklung an Fachhochschulen

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/forschung-an-fachhochschulen/forschung-an-fachhochschulen
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/forschung-an-fachhochschulen/forschung-an-fachhochschulen
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/FuE-FH-2018.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/FuE-FH-2018.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/FuE-FH-2018.pdf
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vom Bund und dem jeweiligen Sitzland getragen 
(Bund-Länder-Anteil: 90 : 10). Die Förderinitiative 
wird in zwei Auswahlrunden durchgeführt. Zum 
Förderstart Anfang 2018 wurden in einem Wettbe-
werbsverfahren 48 Hochschulen in 19 Einzel- und  
10 Verbundvorhaben ausgewählt. Darunter sind 35 
Fachhochschulen, eine Kunst- und Musikhochschule 
sowie zwölf Universitäten und pädagogische Hochschu-
len. Die zweite Auswahlrunde, für die Bund und Länder 
bis zu 290 Mio. Euro bereitstellen, ist 2021 gestartet. 

Nationale Forschungsdateninfrastruktur 

Für neue wissenschaftliche Erkenntnisse und Innovatio-
nen in Forschung und Gesellschaft ist der systematische 
und dauerhaft sichergestellte Zugang zu digitalen bzw. 
digitalisierten Datenbeständen unverzichtbar. Damit aus 
Forschungsdaten wissenschaftlich breit nutzbare Da-
tenbestände mit gesellschaftlichem Mehrwert werden, 
haben sich Bund und Länder darauf geeinigt, eine Nati-
onale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) aufzubauen 
und gemeinsam zu fördern.

Derzeit oft dezentral, projektförmig und temporär gela-
gerte Datenbestände von Wissenschaft und Forschung 
sollen im Rahmen der NFDI für das gesamte deutsche 
Wissenschaftssystem systematisch erschlossen werden. 
Dazu sollen existierende Datensammlungen und Dienste 
zusammengeführt und neue, übergreifende Dienste und 
Lösungen für das Forschungsdatenmanagement etabliert 
werden. Zudem soll die NFDI die Anschlussfähigkeit an 
die europäische Forschungscloud (EOSC – engl. Euro-
pean Open Science Cloud) sicherstellen. Im Zeitraum 
von 2019 bis 2028 stellen Bund und Länder bis zu 90 
Mio. Euro jährlich für die Förderung der NFDI zur Ver-

fügung. Die Mittel, die vom Bund und von den Ländern 
im Verhältnis 90 : 10 aufgebracht werden, richten sich 
an bis zu 30 Konsortien aus Hochschulen, außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen, Ressortforschungs-
einrichtungen, Akademien und anderen öffentlich 
geförderten Informationsinfrastruktureinrichtungen 
oder weiterer entsprechender Akteure.

Das wissenschaftsgeleitete Verfahren zur Auswahl 
der Konsortien wurde von der DFG durchgeführt. 
Die abschließende Entscheidung über die Konsortien 
erfolgte in mehreren Ausschreibungsrunden in den 
Jahren 2020 und 2021 durch die GWK. 2020 wurde 
zudem der Verein Nationale Forschungsdateninfra-
struktur e. V. gegründet. Diesem obliegt die inhaltlich-
strategische Steuerung der NFDI und die Umsetzung 
der inhaltlich-technischen Grundsätze. Zudem soll der 
Verein grundsätzlich auch Mitgliedseinrichtungen von 
NFDI-Konsortien offenstehen, die noch nicht in die 
Bund-Länder-Förderung aufgenommen worden sind. 
Dadurch soll der inklusive Charakter der NFDI zum 
Ausdruck gebracht und von Beginn an eine größt-
mögliche Breitenwirkung im Wissenschaftssystem 
erzielt werden (siehe auch III 4.1 Innovationsfördernde 
Rahmenbedingungen).

BMBF – Allgemeine Informationen zur 
Nationalen Forschungsdateninfrastruktur

Nationale Forschungsdateninfrastruktur

Weitere Informationen im Internet:

Link-Portal im Internet verfügbar unter:

bundesbericht-forschung-innovation.de/ 
de/linkportal.html

BMBF – Allgemeine Informationen zur 
Innovativen Hochschule

GWK – Verwaltungsvereinbarung zur Innovativen 
Hochschule

GWK – Liste der zur Förderung ausgewählten 
Hochschulen und Hochschulverbünde

Weitere Informationen im Internet:

https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/nationale-forschungsdateninfrastruktur/nationale-forschungsdateninfrastruktur.html
https://www.bmbf.de/bmbf/de/forschung/das-wissenschaftssystem/nationale-forschungsdateninfrastruktur/nationale-forschungsdateninfrastruktur.html
https://www.nfdi.de
http://bundesbericht-forschung-innovation.de/de/linkportal.html
http://bundesbericht-forschung-innovation.de/de/linkportal.html
https://www.innovative-hochschule.de
https://www.innovative-hochschule.de
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-innovative-Hochschule-2016.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungsvereinbarung-innovative-Hochschule-2016.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Innovative-Hochschule-Vorhaben.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Innovative-Hochschule-Vorhaben.pdf
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